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313/J 

der Abg~ W i m b e ~ g e r~ W 0 1 f~ Rom 

an d.en Bund~aminioter für Justiz ' 

15 ~ 

l.md Gell~'ssen 

., . 
,;..ln:. 1.955 

über das Verhalten des Präsidenten der RechtsarrViialtskammer für Witm, 

Nieder6sterreich und daR Burgenlando 

"'~"0 -- .. - " .... 0'· 41-

Der Präsident der RGohtaanwaltskammer für Wi'Hl" Niederösterr~ich 

und das 13urgetüand hat sich namens der RechtsanwaltskaIrlIIler am 100 MB,i 1955 
, , 

mit einem umfangreichen Schreiben an die Bundesregierung gewendet, in dem 

"im Zusammenhang mit d.em bevoratehendeniJ.bschlußdesStaatsvertragesl! die 

Auf'merksamkei t der BUlldt!sl'egi8l.'Ung auf einzelne Fragen gelenkt wird, . die 
, \ 

eioh aus der Regelung von Ansprüohen naoh der ~sterreichischen Rüok-

stellungsgesetzgebung ergeben. Dabei wird auf eine Entschließung des Vor­

standes der'Sozialistisohen Partei Österreichs Bezug genommen, die aber 

offenbar in wesentliohen ~eilen mißverstanden wu.rdeo 

Zu einem solohen Schritt ist die RecMisanwaltskammer nach der Reohts­

anwaltsordnung berechtigt, wenn es sioh um eine Stellungnahme des Aus­

schusses gehandelt haben sollteo 

Ganz anders steht es aber um einen zweiten Sohritt<) Eine Gleioh~· 

sohrift der Eingabe wurde den B~tschaftern der Vereinigten Staaten von 

Amerika, von Frankreich und dE.:s Königreiches Großbritannien mit einem be­

sonderen Begleitbrief übersohickt, in welohem die Bitte ausgedrüokt wurde, 

die betreffende Regierung wolle die Durchführung der in der Eingabe an 

die österreiohische Regierung '\~ertretenden .Ansohau.1.1.ngen ermöglichen. In 
\ 

allen Lär,.dern, die unter ausländischer Besetzu.ng zu ~{}\den hatten, gilt 

es stets noch als ehrl~s t si oh zur Dll,rchsetzune von Auffassungen" die 

vermeintlicherwe:tse von einem Teil der Volksvertretung und der Regierung / 

nioht geteilt werden] an die Besatzungsmacht zu wenden, die Mehr.heit der 

österreichischen BElvÖlker1.".:ng ,reracht~t nioht nur jelle 1 welche russische 

Hilfe, sondern ebenso jene) welohe ein Eingreifen der westlichen Mächte 

in österreiohischa .Verhältnisse anrufenc raß ein solcher Sohritt von 

einer Kammer der nechbs~nwälts' geschieht~ llle,cht die S9.che nicht sohöner,) 
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4. Beiblatt 15. Juni 1955 

Nach dem GesetZt betreffend die Ban~abung der Disziplinargewalt über 
Rechtsanwälte, untel'llect ein leohtsanwalt, weloher die ifliobt.en seines 

Berufes ~der weloher inner- oder aUßerhalb seines Berufes duroh sein 
Benehmen die ihre&der das 4nse~en dee Standes beeinträchtigt, der 
·Di8ziplin8~behandlung. 

Die Gefertigten riohten an den Herrn Bundesmtnteter fUr Justiz' die 

.. n fra i e 1\1 
1.) Wurde der in dem Schreiben der aecht.anwaltSkammer für Wien, 

Niederösterreich und das Burgenland unternommene Sohritt Uberhaupt VOI.L 

der zuständigen Btelle der Anwaltskammer, nämlioh dem lCauerau88chuß, 
'besohlessen? , . 

2.) Halten ,Sie da8 Vorgehen des iräsidenten der ReohtBanwalts-
kammer für Wien, Niedertiste;rreioh und das :Burgenlanc1 mit dem im § 2 des, 
DieziplinarststutB aufgestellten ifl10hten im Einklang. das Ansehen 
des Be:rufeu innerhalb und sußerhalb des Berufes nioht zu beeinträ.Ghtiger~? 

-.... -.-.-

313/J VII. GP - Anfrage (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




